
Grundsätzlich ist die Abfassung eines über-
sichtlichen, im Umfange den Ratsuchenden
nicht erschlagenden Werkes zu den sich
größtenteils erstmalig stellenden strafrecht-
lichen Fragen im Multimediabereich zu be-
grüßen. Allerdings wird Bartons Handbuch
nicht in jeder Hinsicht dem eigenen An-
spruch (S.17), ein solches für die Praxis zu
sein, gerecht. Der Aufbau des Buches lässt
wenig Struktur erkennen. So ist eigentlich
nur eine chronologische Lektüre vom ersten
zum letzten Kapitel möglich, ohne den Ein-
druck zu gewinnen, irgendetwas verpasst zu
haben. Dies hat der Autor jedoch zur Prä-
misse seiner Ausführungen gemacht, zumal
er gelegentlich zu wenig vertretenen An-
sichten gelangt, welche freilich nicht uner-
hebliche Folgen für die Praxis zeitigen wür-
den. Für ein gelegentliches Nachschlagen
des Lesers zum Studium einzelner sich in der
Praxis stellender Fragen ist das Werk daher
denkbar ungeeignet. Daran vermag auch die
darstellerische Form – ein Drittel Rand und
Unterteilung in kommentierte Randziffern –
nichts zu ändern, allenfalls darüber hinweg-
zutäuschen. Schließlich bleiben ganze rele-
vante Themenkomplexe wie die Bestim-
mungen des Gesetzes über die Verbreitung
jugendgefährdender Schriften und Medien-
inhalte (mit Ausnahme des §1 Abs. 3, vgl.
Rdnrn. 178ff.) sowie der Unzulässigkeitska-
talog des § 8 des Mediendienste-Staatsver-
trags (MDStV) unberücksichtigt.

Als gelungen können noch die ersten beiden
Kapitel bezeichnet werden, welche dem
Rechtsunkundigen und auch dem in Fragen
des Multimediastrafrechts nicht bewander-
ten Volljuristen einen schnellen überblicks-
artigen Einstieg in die Materie ermöglichen.
Dabei weist der Verfasser dem Strafrecht eine
umfassende Schutzfunktion der als Rechts-
gut bezeichneten Information als solcher zu
(S. 21ff.). Freilich mutet die Gesamtschau
der Erscheinungsformen von Multimedia-
kriminalität (S. 34ff.) allzu flüchtig an und
weist zudem erhebliche Lücken auf (keine
Erwähnung findet etwa der Straftatbestand
des §21 i.V. m. §§ 3– 5 GjSM), welche auch
bei den folgenden vertiefenden Ausführun-
gen (S. 123ff.) nicht geschlossen werden.
Der Nutzwert des Handbuches für die Praxis
beschränkt sich mithin bereits thematisch
nahezu auf die Verantwortlichkeitsregelun-
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eingeschlagen hat, spricht sich der Verfasser
zustimmungswürdig und in der Tendenz der
höchstrichterlichen Entscheidung für einen
grundsätzlich weiten Anwendungsbereich
aus. Die vom Autor vorgeschlagene Mög-
lichkeit der Begrenzung durch einen spezi-
fischen Inlandsbezug, der etwa durch die
Abfassung des Angebots in deutscher Spra-
che hergestellt werden kann, erscheint prak-
tikabel. Die bereits zuvor vorgenommene
Darstellung des strafrechtlichen Schriften-
begriffs (S.116ff.) sowie einzelner Straftat-
bestände (S.123ff.) gerät demgegenüber
allzu kurz und lässt wichtige Fragen der Pra-
xis offen. Die Unanwendbarkeit des Schrif-
tenbegriffs bei Livedarbietungen im Internet
versucht Barton für den Bereich der Porno-
graphie nach §184 StGB augenscheinlich
durch Anwendung des Absatzes 2 zu
schließen (S. 119), welcher indes lediglich
für Rundfunkangebote gilt. Keine Erwäh-
nung findet in diesem Zusammenhang der
inhaltsgleiche §131 Abs. 2 StGB. Bezüglich
des Zugänglichmachens von Pornographie
nach §184 Abs. 1 StGB zieht Barton die in-
soweit bedeutsame Ausnahmevorschrift des
§ 3 Abs. 2 S. 2 GjSM überhaupt nicht mit ein;
praxisrelevante Fragen aus dem besonderen
Teil des StGB, wie insbesondere der „Ver-
sandhandelcharakter“ des Anbietens abruf-
barer pornographischer Onlineangebote,
werden nicht behandelt. 

Wendet sich Barton somit (alleinig) dem § 5
TDG zu (S.188ff.), so überrascht den hier
angekommenen Leser bereits nicht mehr,
dass der Autor nun auch diese Verantwort-
lichkeitsregelung in ihrem Anwendungsbe-
reich erheblich zu beschränken sucht. Wenn
auch im Ergebnis bezüglich des § 5 Abs. 1
TDG offen gelassen, spricht sich der Verfas-
ser letztlich dafür aus, aufgrund einer re-
striktiven Auslegung des § 3 Nr. 1 TDG die
Norm auf kommerzielle Anbieter zu begren-
zen. Private Anbieter würden danach dem
Gesetz nicht unterfallen (S. 204f.; vgl. auch
S. 214 Rdnr. 314, S. 245 und Tableau 1 im
Anhang). Kein Argument hierfür ist jeden-
falls die von Barton angeführte Strafverfol-
gungspraxis, weil diese tatverdachtabhän-
gig ist und bereits von daher auf in der Öf-
fentlichkeit stehende kommerzielle Anbieter
konzentriert ist. Auch der Gesetzgeberwille
wird entgegen der insoweit eindeutigen

fassung des Verfassers für Mediendienste das
allgemeine Strafrecht unmodifiziert, was
freilich zu erheblichen Ungleichbehandlun-
gen gegenüber den Telediensten in der
Rechtsanwendung führen würde. Eine der-
artige Negierung der Verfassungskonfor-
mität des § 5 MDStV hat in Rechtsprechung
und Schrifttum indes keine Anhängerschaft
gefunden und zieht daher abermals die Pra-
xistauglichkeit des Handbuches in Zweifel.
Freilich erlangt aus der vertretenen Verfas-
sungswidrigkeit des § 5 MDStV die Frage der
Abgrenzung der Tele- von den Mediendiens-
ten zentrale Bedeutung, obwohl auch im Fal-
le der mit der einhelligen Meinung zu bevor-
zugenden Annahme der Gültigkeit der Län-
derregelung eine Differenzierung beider
Dienste von Belang ist. Will der Verfasser in-
des für Mediendienste das allgemeine Straf-
recht ohne die Privilegierungen des § 5
MDStV zur Anwendung gelangen lassen,
überrascht nunmehr den Leser die vorge-
nommene einzelfallorientierte Einordnung
bestimmter Informations- und Kommunika-
tionsdienste in die Sparten Medien- bzw. Te-
ledienst (S.106ff.). Insbesondere will Bar-
ton sämtliche WWW-Angebote – und damit
den wohl quantitativ bedeutsamsten Multi-
mediabereich – als Mediendienste qualifizie-
ren. Hat somit der Rechtsrat suchende Web-
master oder Homepage-Inhaber dies rezi-
piert, kann er sogleich das Handbuch
schließen, um in StGB-Kommentaren die für
ihn unmodifiziert geltenden strafrechtlichen
Verbreitungsdelikte vertiefend zu erschlie-
ßen. In dem in Rede stehenden Werk indes
würde er nahezu keine ihn betreffenden,
medienspezifischen Informationen mehr er-
halten, da sich die weitere Darstellung des
für Mediendienste geltenden Strafrechts na-
hezu in der Kurzkommentierung einschlägi-
ger AT- und BT- Normen des StGB erschöpft
(S.116ff.).

Einzig die Ausführungen zur Anwendbarkeit
deutschen Strafrechts (S.141ff.) sowie die
Befassung mit der Frage täterschaftlichen
oder lediglich teilnehmenden Handelns von
Mediendienste-Anbietern, insbesondere durch
Unterlassen, verdienen von Seiten des praxis-
orientierten Nutzers Beachtung. Wenngleich
der BGH(zeitlich) nach Erscheinen des Hand-
buchs einen ansatzweise anderen Weg bezüg-
lich der Anwendung deutschen Strafrechts

gen der §§ 5 TDG/MDStV, so dass der den
Eindruck eines überwiegend strafrechtlich
ausgerichteten Werkes erweckende Buchti-
tel zum Gutteil in die Irre führt. Gewinn-
bringend ist demgegenüber die im 2. Kapi-
tel in Kürze dargestellte internationale
Rechtslage einschließlich der Kasuistik
(S.68ff.), welche freilich nur die Rechtspre-
chung vor dem Erscheinungstermin Anfang
1999 umfasst. 

Den Schwerpunkt des Handbuches bildet die
Auslegung der durch das IuKDG im August
1997 in Kraft getretenen Verantwortlich-
keitsregelungen nach §§ 5 TDG/MDStV (3.
Kapitel, S. 81ff.). Die vom Verfasser geübte
Kritik an der Unbestimmtheit des Rechts-
begriffs der Verantwortlichkeit im Hinblick
auf die Rechtssicherheit ist in der Sache zu-
treffend. Gleichwohl geht der Malus der Vag-
heit allgemeiner „Querschnittsregelungen“
(S. 88) mit der gesetzgeberischen Intention
der Einbindung unterschiedlicher Rechtsbe-
reiche (Zivil-, Straf- und Ordnungswidrig-
keitenrecht) nahezu zwangsläufig einher.
Die Schwierigkeiten der rechtsdogmatischen
Einordnung der TDG- und MDStV-Regelun-
gen zur Verantwortlichkeit deutet Barton
lediglich an, ohne eine der dargestellten
Ansichten im Schrifttum zu favorisieren
(S. 89ff.). Erst an anderer Stelle (S. 192 ff.)
weist er § 5 Abs. 1 TDG eine inhaltlich bedeu-
tungslose Klarstellungsfunktion und dem § 5
Abs. 2 TDG eine Konkretisierungsfunktion
hinsichtlich der allgemeinen Regelung zur
Unterlassenstäterschaft gemäß §13 StGB

zu. Eine Privilegierung des fremde Inhalte
bereithaltenden Anbieters sieht Barton
nicht, immerhin findet aber – zumindest an
dieser Stelle – der Fahrlässigkeitstatbestand
des § 21 (Abs. 3) GjSM flüchtige Erwähnung
(S.198 oben). Lediglich § 5 Abs. 3 stelle ei-
ne echte Haftungsprivilegierung dar, welche
der Autor wegen ihrer Weite kritisiert. 

Wenig praxisnah, wenngleich mit beachtli-
chen, freilich allzu kurz dargelegten Grün-
den erachtet der Autor die Regelung des § 5
MDStV wegen fehlender Gesetzgebungs-
kompetenz der Länder für verfassungswid-
rig. Einer analogen Anwendung des § 5 TDG

für Mediendienste verweigert er wegen Feh-
lens einer „planwidrigen Regelungslücke“
die Berechtigung (S. 97). Somit gilt nach Auf-



Die im Wintersemester 1997/98 an der Uni-
versität Bonn angenommene Dissertation
von Jürgen Kühling greift mit der „Kommuni-
kationsfreiheit“ ein Grundrecht auf, das in
den nationalen oder europäischen Grund-
rechtskatalogen expressis verbis gar nicht
existiert. War es bislang üblich, die im wei-
teren Sinne mit „Kommunikation“ assoziier-
ten Grundrechte der Meinungs-, Informati-
ons-, Presse- oder Rundfunkfreiheit als
„Kommunikationsgrundrechte“ (im Plural)
thematisch zusammenzufassen, so tritt die
„Kommunikationsfreiheit“ als eigenständi-
ges und einheitliches Grundrecht vor allem
in Zusammenhang mit den neuen Medien
(vgl. etwa Lothar Determann: Kommunika-
tionsfreiheit im Internet: Freiheitsrechte und
gesetzliche Beschränkungen, 1999) in Er-
scheinung. Dabei scheint sich der Begriff
aber in der neueren Grundrechtsliteratur
mehr und mehr durchzusetzen.

„Kommunikationsfreiheit“ wird in Kühlings
ausgesprochen umfangreicher Arbeit als 
ein einheitliches und multidimensionales
Grundrecht verstanden, das die Bipolarität
des Kommunikationsprozesses, nämlich die
Meinungsfreiheit auf der Sprecherseite so-
wie die Informationsfreiheit auf der Emp-
fängerseite gleichermaßen als kommunika-
tive Akte ein und derselben Medaille und un-
abhängig vom benutzten Medium erfasst.
Dieser umfassende Ansatz hat in der Tat vie-
les für sich. Angesichts der in den Grund-
rechtstexten vorherrschenden Auffächerung
der Kommunikationsfreiheit in (dogma-
tisch) unterschiedliche Einzelgrundrechte
bedarf die einheitliche Betrachtungsweise
jedoch eines besonderen Begründungsauf-
wands. 

Die Auseinandersetzung mit dem Problem
zieht sich wie ein roter Faden durch Kühlings
Arbeit. Der Verfasser erörtert dazu nicht nur
die rechtsphilosophischen Grundlagen der
Kommunikation als Mittel der Wahrheitsfin-
dung und Persönlichkeitsentfaltung, son-
dern unterzieht eine Vielzahl von Rechts-
ordnungen einer eingehenden und systema-
tischen Untersuchung. Dabei stellt er zutref-
fend fest, dass die Konzeption einer mehr
oder weniger einheitlichen Kommunikati-
onsfreiheit lediglich im Rahmen der EMRK

durch die Rechtsprechung der Straßburger

amtlichen Begründung für einen Anwen-
dungsausschluss für Private ins Feld geführt.
Welche Auswirkungen eine derartige Ausle-
gung für die Praxis zeitigen würde und ob ei-
ne solche den verfassungsrechtlichen Anfor-
derungen, insbesondere bezüglich der Haf-
tungsprivilegierung und dem Gleichheits-
grundsatz aus Art. 3 GG, überhaupt genügt,
wird nicht weiter dargelegt. Damit entfernt
sich Barton erneut weit von der Auslegungs-
und Anwendungsrealität der Haftungsnor-
men des § 5 TDG/MDStV. Brauchbar und
erstmalig dem Anspruch eines Praxishand-
buchs gerecht werdend, sind hingegen die
Ausführungen zu praktisch relevanten Ein-
zelfragen wie die Haftung für das Setzen so
genannter Hyperlinks (S. 211ff., 243ff.)
oder das Betreiben von Suchmaschinen
(S. 216).

Im vierten und letzten Kapitel wendet sich
der Verfasser dem Urheberrecht zu, welches
im Rahmen eines Multimediastrafrechts-
handbuches freilich eine gesonderte Dar-
stellung in gleichem Maße verdient wie das
im gesamten Werk stiefmütterlich behan-
delte und keine „Kapitelwürdigung“ erfah-
rende Jugendschutzrecht (insb. GjSM und
§ 8 MDStV). Auch das Recht der Ordnungs-
widrigkeiten (etwa §119 OWiG) wird nicht
weiter behandelt. Die Ausführungen er-
schöpfen sich weitgehend in der kurzen Dar-
stellung der Straftatbestände der §§106ff.
UrhG sowie einer Erläuterung von Grund-
zügen des Urheberrechts, welche nur z.T.
multimediale Besonderheiten berücksichti-
gen. Auch hier sei dem Rechtsrat Suchenden
eher ein aktueller Kommentar zum Urheber-
recht angeraten. Die tabellarischen Über-
sichten des Anhangs bilden eine Zusammen-
fassung des Inhalts, welche den gesamten
Inhalt des Werkes überblicksartig wiederge-
ben und mithin für den an Bartons Auffas-
sungen Interessierten völlig ausreichend
sind. Eine vollständige Lektüre des so ge-
nannten „Handbuchs für die Praxis“ scheint
aus Sicht des Rezensenten indes für keinen
Teil der Gesamtleserschaft empfehlenswert,
am wenigsten aber für den Praktiker.

Marc Liesching
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